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Kapitel 1: Einleitung

Die Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereit‐
stellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen1 (DIRL) wurde
in den §§ 327 ff. BGB und damit im allgemeinen Schuldrecht des BGB
umgesetzt.2 Dies soll dem Umstand Rechnung tragen, dass die Richtlinie
unabhängig vom Vertragstyp gilt und vordergründig an die Art des Leis‐
tungsgegenstands (digitaler Inhalt oder digitale Dienstleistung) anknüpft,
während dem BGB eine solche Differenzierung weitgehend fremd ist. Der
Ansatz der DIRL wurde insofern als „quer zur bekannten Systematik des
BGB“3 liegend beschrieben. Der deutsche Gesetzgeber hat die Möglichkeit
einer Umsetzung der DIRL im Wege einer Anpassung der bekannten Ver‐
tragstypen,4 der Einführung eines oder mehrerer neuer Vertragstypen im
besonderen Schuldrecht und der Schaffung eines eigenständigen Gesetzes5

verworfen. Damit hat er den „vertragstypneutralen“ Ansatz der Richtlinie
übernommen. Aus diesem Grund stellen sich zahlreiche Einzelfragen nach
dem Verhältnis von Vorschriften innerhalb der §§ 327 ff. BGB zu solchen
des allgemeinen und besonderen Schuldrechts.6 Die vorliegende Untersu‐

1 Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai
2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte
und digitaler Dienstleistungen (Text von Bedeutung für den EWR), ABl. L 136 vom
22.5.2019, S. 1–27; L 305 vom 26.11.2019, S. 62-65 (im Folgenden: DIRL).

2 Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte der
Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen vom 25.06.2021, BGBl. I,
S. 2123–2132 (im Folgenden: Umsetzungsgesetz).

3 Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie über bestimmte vertragsrechtli‐
che Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen, BT-Drs.
19/27653, S. 26; ebenso bereits Maultzsch, GPR 2019, 260, 261. In der Literatur wurde
vielfach auf dogmatische Herausforderungen bei der Umsetzung hingewiesen, siehe
nur Bach, NJW 2019, 1705, 1711; Looschelders, GPR 2019, 259, 260; M. Stürner, Europäi‐
sches Vertragsrecht, 2021, § 23 Rn. 22; Arroyo Vendrell/R. Schulze, in: Kindl/Arroyo
Vendrell/Gsell (Hrsg.), Verträge über digitale Inhalte und digitale Dienstleistungen,
2018, 21, 24; Rosenkranz, in: Behme/Fervers/Hofmann u. a. (Hrsg.), Perspektiven einer
europäischen Privatrechtswissenschaft, 2017, 269.

4 Begr. RegE, BT-Drs. 19/27653, S. 26.
5 Begr. RegE, BT-Drs. 19/27653, S. 27.
6 Siehe nur Rieländer, GPR 2021, 257, 258; Rieländer, GPR 2022, 28, 40; Rosenkranz,

ZUM 2021, 195, 204.
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chung widmet sich der dahinterstehenden Frage, wie sich die §§ 327 ff. BGB
zu den im besonderen Schuldrecht geregelten Vertragstypen verhalten.

Anders als viele andere Vorschriften des allgemeinen Schuldrechts
sind die §§ 327 ff. BGB nicht auf sämtliche Verträge anwendbar. Ihr An‐
wendungsbereich beschränkt sich zunächst – wie etwa derjenige der
§§ 312 ff. BGB – auf Verbraucherverträge i. S. v. § 310 Abs. 3 BGB. Darüber
hinaus definiert er sich nach § 327 Abs. 1 S.1 BGB über eine Leistungs‐
pflicht: die Bereitstellung eines digitalen Produkts. Diese kann man sich
stark vereinfacht als digitales Pendant zur „Lieferung“ von Sachen vorstel‐
len.7 Die Gesetzesbegründung zum Umsetzungsgesetz assoziiert diese Leis‐
tungspflicht nicht mit einem oder mehreren bestimmten Vertragstypen,
sondern stellt sie als möglichen Gegenstand verschiedener Vertragstypen
des Abschnitts 8 des Buches 2 des BGB oder nicht typisierter Verträge
dar.8 Daraus schließt die Literatur ganz überwiegend, dass es sich bei der
Bereitstellung um einen Sammelbegriff für verschiedene Leistungspflichten
und nicht um eine Leistungspflicht mit einem bestimmten Inhalt handelt.
Dementsprechend wirkt sich das Inkrafttreten der §§ 327 ff. BGB nach
h. M. auch nicht auf die vertragstypologische Einordnung der von diesen
Vorschriften erfassten Verträge aus.9

Diese Sichtweise erscheint nicht zwingend. Die Pflicht zur Bereitstel‐
lung und die Folgen ihrer Verletzung sind in §§ 327 ff. BGB für Verbrau‐
cherverträge umfassend geregelt. Die §§ 327 ff. BGB verdrängen in ihrem
Anwendungsbereich kauf-, schenkungs-, miet- und werkvertragsrechtliche
Vorschriften. Sie selbst kommen ohne eine Differenzierung danach aus,
ob das digitale Produkt nach dem Vertrag verkauft, verschenkt, vermietet,
hergestellt oder eine sonstige Pflicht übernommen wird. Die Bereitstellung
digitaler Produkte löst also offenbar sehr spezifische Regelungsbedürfnisse
aus. Dies deutet ungeachtet des Regelungsstandorts der §§ 327 ff. BGB auf
die Regelung einer vertragstypischen Leistungspflicht hin.10 Vor diesem
Hintergrund stellt sich die Frage, welchem oder welchen Vertragstypen

7 Faber, in: Stabentheiner/Wendehorst/Zöchling-Jud u. a. (Hrsg.), Das neue europäische
Gewährleistungsrecht, 2019, 65; vgl. auch Begr. RegE, BT-Drs. 19/27653, S. 45: „bereit‐
gestellt oder (in der kaufrechtlichen Terminologie) geliefert“.

8 Begr. RegE, BT-Drs. 19/27653, S. 24, 47; siehe im Einzelnen Kapitel 5 § 16 III.
9 Siehe Kapitel 2 § 7 I.

10 Vgl. auch Martens, Schuldrechtsdigitalisierung, 2022, Rn. 39: „[…] dem Gesetzgeber
selbst [ist] nicht klar, ob diese im Allgemeinen Teil des Schuldrechts platzierten
Normen tatsächlich diesem Allgemeinen Teil zuzuordnen sind oder nicht vielmehr
Regelungen des Besonderen Vertragsrechts enthalten“.
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solche Verträge zuzuordnen sind, die ausschließlich eine Bereitstellung di‐
gitaler Produkte i. S. v. § 327 Abs. 1 S. 1 BGB zum Gegenstand haben. Auf
diese Frage konzentriert sich die vorliegende Arbeit. Insbesondere wird
untersucht, inwieweit die entgeltliche Bereitstellung als vertragstypische
Leistungspflicht und die §§ 327 ff. BGB als Regelung eines eigenständigen
Vertragstyps verstanden werden können.

Ein Verständnis der §§ 327 ff. BGB als Regelung eines eigenen Vertrags‐
typs hätte unmittelbare praktische Konsequenzen. Soweit die §§ 327 ff. BGB
nicht anwendbar sind oder keine sachlich einschlägige Regelung enthal‐
ten, entscheidet die vertragstypologische Einordnung darüber, welchen
Vorschriften Verträge über digitale Produkte unterliegen. Die Zuordnung
der von den §§ 327 ff. BGB erfassten Verträge zu einem eigenen Vertragstyp
würde deshalb dazu führen, dass die Bedeutung des besonderen Schuld‐
rechts für Verträge über digitale Produkte erheblich abnimmt.

Die vertragstypologische Einordnung von Verträgen über eine unentgelt‐
liche Bereitstellung wirft wegen der spezifischen Interessenlage bei unent‐
geltlichen Verträgen eigene Fragen auf, welche im Rahmen der vorliegen‐
den Untersuchung nicht vertieft werden können. Auf sie wird daher nur
eingegangen, soweit dies für die Abgrenzung zwischen entgeltlichen und
unentgeltlichen Verträgen notwendig ist.

Die vertragstypologische Einordnung von Verträgen über digitale Pro‐
dukte hängt mit sämtlichen Herausforderungen zusammen, welche die
Digitalisierung an das Vertrags-, Sachen- und Immaterialgüterrecht stellt.11
Damit sich die Darstellung nicht in Einzelfragen verliert, wird auf eine Ver‐
tiefung der für den Untersuchungsgegenstand nicht unmittelbar relevanten
Aspekte verzichtet und insoweit auf vorhandene Literatur verwiesen.12 Da
weder die DIRL noch deren Umsetzungsbestimmungen multipersonale

11 Eingehend zu offenen Fragen im Verhältnis von Vertrags- und Immaterialgüterrecht
Ohly, in: FS 50 Jahre UrhG, 2015, 379.

12 Diesem Ansatz mag man vorwerfen, dass insbesondere die sachen- und immaterial‐
güterrechtliche Behandlung digitaler Produkte logisch vorrangig zu klären seien und
man sich der Vertragstypologie erst anschließend zuwenden dürfe, um ein schlüssi‐
ges Gesamtkonzept zu schaffen, so die Forderung von Auer, ZfPW 2019, 130, 137;
ähnlich Kumkar, ZfPW 2020, 306, 332. Allerdings entwickelt sich die Rechtsordnung
im Bereich digitaler Produkte – dem raschen technischen Fortschritt folgend – in
vielen Gebieten parallel weiter, zwischen denen Wechselwirkungen bestehen. Diese
Zusammenhänge dürften jedem Versuch, eine Teilmaterie unter dem Eindruck der
Neuregelung zu beleuchten, seine Berechtigung verleihen.

Kapitel 1: Einleitung
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